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( Die Möglichkeiten direkter Demokratie werden breit genutzt

( Wir können in Berlin erfreut feststellen, dass die unter Rot-Rot eingeführten bzw. deutlich erleichterten Möglichkeiten direkter Demokratie in hohem Maße angenommen werden. Etwa 20 direktdemokratische Initiativen seit Sommer 2005 (als die neuen Regelungen beschlossen wurden) in den Berliner Bezirken und zwölf landesweite Volksbegehren bzw. deren Beantragungsverfahren zeugen davon. Und weil viele von uns auf der Straße um Unterschriften gebeten werden (und das in Zukunft noch stärker werden wird), soll hier auf die im Augenblick laufenden landespolitischen direktdemokratischen Initiativen detailliert hingewiesen werden.

( Eine Volksinitiative ist eine Unterschriftensammlung mit dem Ziel, dass sich das Berliner Abgeordnetenhaus mit einem Problem befassen muss und so vielleicht bewegt werden kann, das Anliegen der Volksinitiative zu übernehmen. Eine Volksinitiative ist zustande gekommen, wenn mindestens 20.000 Einwohnerinnen und Einwohner (nicht allein deutsche Staatsbürger) ab dem vollendeten 16. Lebensjahr unterschrieben haben. 

( Ein Volksbegehren ist eine Unterschriftensammlung, um einen Volksentscheid durchzusetzen. Es bedarf der Unterschrift von 7 Prozent der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten: momentan sind das etwa 170 000. Damit ein Volksbegehren eingeleitet werden kann, bedarf es in einem davor gelagerten Schritt der Beantragung eines Volksbegehrens, wofür mindestens 20.000 der zum Abgeordnetenhaus Wahlberechtigten unterschreiben müssen.      

( Laufende bzw. unmittelbar zu erwartende Volksbegehren

Zurzeit laufen bzw. in absehbarer Zeit werden in Berlin zwei Volksbegehren laufen. Eine detaillierte Gesamtinformation über alle Initiativen für Volksbegehren und Volksentscheide in Berlin, auf die auch ich mich stütze, ist zu finden unter: http://bb.mehr-demokratie.de/1016.html?&no_cache=1&sword_list[]=Volksbegehren&sword_list[]=in&sword_list[]=Berlin 

( Volksbegehren „Pro Religion“ 

mit dem in Ausgabe 21 ausführlich erläuterten Ziel,  eine Gleichstellung des weltanschaulich dominierten Religionsunterrichts mit dem weltanschaulich neutralen Ethikunterricht an Berliner Schulen zu erzwingen.  Der Träger, die Initiative „Pro Reli e.V.“, hatte am 1. Juni 2007 mit der Unterschriftensammlung zur Beantragung des Volksbegehrens begonnen. Am 29. November 2007 reichte sie 37.389 Unterschriften ein. 34.472 Unterschriften wurden für gültig befunden. Damit ist das erforderliche Quorum von 20.000 gültigen Unterschriften klar übertroffen worden. Nachdem das Abgeordnetenhaus mehrheitlich abgelehnt hat, diesen Vorschlag zu übernehmen, beginnt jetzt die Unterschriftensammlung im Rahmen des Volksbegehrens. Weitere Informationen: www.pro-reli.de 

( Volksbegehren gegen Rauchverbot und für Wahlfreiheit von Wirten und Gästen

mit dem Ziel der Wiederherstellung der Wahlfreiheit zwischen Nichtraucher- und Raucherlokalen. Der Träger, die  „Initiative für Genuss Berlin“, hatte am 11. November 2007 begonnen, Unterschriften zu sammeln. Das Volksbegehren richtet sich gegen das am gleichen Tag beschlossene Nichtraucherschutzgesetz. Ihr geht es darum, die Wahlfreiheit, ob in einem Lokal geraucht bzw. nicht geraucht werden darf, bei den Betreibern zu belassen. Die Initiative plädiert allerdings für eine Kennzeichnungspflicht. Am 30. April 2008 reichte die Initiative 26.000 Unterschriften ein, wovon 23.252 gültig waren. Am 27. Mai erklärte der Senat das Volksbegehren für zulässig, das nun in diesen Tagen starten wird. 

Weitere Informationen: www.genussinitiative-berlin.de 
( Unterschriftensammlungen zur Beantragung von Volksbegehren 

Gegenwärtig werden Unterschriften zur Beantragung von fünf Bürgerbegehren gesammelt.

( Volksbegehren für mehr Betreuungspersonal in Kindertagesstätten

Der Träger, der Berliner Landeselternausschuss Kindertagesstätten, startete Mitte März die Unterschriftensammlung zur Einleitung eines Volksbegehrens. Das Volksbegehren zielt auf die Änderung des Berliner Kita-Gesetzes. Im Kern sieht der Entwurf einen Rechtsanspruch auf sieben Stunden Betreuung für alle Kinder ab drei Jahren und die Einstellung zusätzlicher pädagogischer Fachkräfte vor. Außerdem sollen für alle Erzieherinnen und Erzieher mindestens drei Tage Fort- und Weiterbildung im Jahr sowie fünf Stunden Vor- und Nachbereitungszeit je Woche festgeschrieben werden. 
Zumindest der Ausbau des Rechtsanspruches im letzten Kita-Jahr auf sieben Stunden am Tag für alle Kinder, ein besonderer Förderbedarf bei sprachlichen Rückständen sowie die schrittweise Einführung des beitragsfreien Kita-Besuches (seit 2007 für das letzte Kita-Jahr, ab 2009 für das zweite und ab 2010 auch für das erste Kita-Jahr) sind von Rot-Rot bereits beschlossen.  Weitere Informationen: www.volksbegehren-kita.de  

( Volksbegehren Historische Mitte Berlin 

mit dem Ziel, die nach Auffassung der Gesellschaft Historisches Berlin, dem Träger der Initiative, Zerstörung historischer Bausubstanz in Berlin-Mitte zu verhindern. Am 3. Dezember 2007 hat die Initiative mit der Sammlung der erforderlichen 20.000 Unterschriften zur Beantragung des Volksbegehrens begonnen. Der Senat wird aufgefordert, die Bausubstanz der Museumsinsel möglichst originalgetreu zu erhalten. Außerdem soll der Senat eine Ge-staltungssatzung für Berlins historische Mitte erlassen und einen "Beirat Historische Mitte" berufen. Nach eigenen Angaben hat die Initiative bereits 4.000 Unterschriften gesammelt. 

Weitere Informationen: www.ghb-online.de/de/index.php4  

( Volksbegehren Museumsinsel

mit dem Ziel, dass die Neubebauung auf der Museumsinsel nur unter Beachtung historischer Bausubstanz erfolgen darf. Der Träger, die Initiative „Rettet die Museumsinsel", muss bis zum 1. September 20.000 Unterschriften für die Beantragung des Volksbegehrens sammeln. Mit der Unterstützung von Prominenten wie Günther Jauch und Lea Rosh wehrt sich die Initiative „Rettet die Museumsinsel" gegen einen Neubebauung der Museumsinsel. Sie befürchtet, dass sich die vom Stararchitekten Chipperfield entworfene und vom Bund mit 73 Millionen Euro geförderte James-Simon-Galerie nicht in das Weltkulturerbe einfügt. Der Senat wird aufgefordert, auf die Stiftung Preußischer Kulturbesitz einzuwirken, einen Neubau erst nach Abschluss aller Sanierungsmaßnahmen und unter der Beachtung historischer Bausubstanz zu errichten. Aufgrund eines neuen Entwurfs des Architekten, mit dem er den Vorstellungen der Initiative entgegenkommt, wurde die Beantragung des Volksbegehrens vorerst unterbrochen. Eigenen Angaben zufolge hatte die Initiative seit Anfang März bereits 6.000 Unterschriften gesammelt. Weitere Informationen: www.volksbegehren-museumsinsel.de  
( Volksbegehren „Mehr Demokratie beim Wählen“
mit dem Ziel, eine Änderung des Berliner Wahlrechts herbeizuführen. Der Träger, das Bündnis „Mehr Demokratie beim Wählen“ (bestehend aus über 40 Organisationen – darunter der Bund der Steuerzahler, der Berliner Mieterverein, der Türkische Bund, die Humanistische Union, Mehr Demokratie e.V.) hat am 3. April 2008 mit der Unterschriftensammlung zur Beantragung des Volksbegehrens begonnen. Ziel ist es, das Landeswahlgesetz zu ändern. Das Bündnis fordert die Einführung von 5 Parteistimmen, veränderbaren Parteilisten, Mehrmandatswahlkreisen und einer Ersatzstimme. Zum heutigen Tag wurden 4.585 Unterschriften gesammelt. Weitere Informationen: www.besseres-wahlrecht.de  

 

( Volksbegehren Neuwahlen in Berlin

mit dem Ziel, vorgezogene Neuwahlen zum Abgeordnetenhaus zu erreichen. Träger ist 
Deutschlands Zukunfts Partei (DZP). Sie hat am 15.Oktober 2007 mit der Sammlung der Unterschriften für den Antrag auf ein Volksbegehren begonnen. Für vorgezogene Neuwahlen werden analog zu Verfassungsänderungen 50.000 Unterschriften benötigt, um ein Volksbegehren zu beantragen. Weitere Informationen: www.neuwahlen-berlin.de  

( Volksinitiativen

Zurzeit gibt es die Unterschriftensammlung für eine Volksinitiative.

( Volksinitiative „Mehr Demokratie beim Wählen“
mit dem Ziel, dass das Abgeordnetenhaus über weitere Änderung des Berliner Wahlrechts berät und möglichst realisiert. Träger ist – wie beim oben erwähnten Volksbegehren – das Bündnis „Mehr Demokratie beim Wählen“. Am 3. April 2008 hat das Bündnis mit der Unterschriftensammlung begonnen. Es fordert die Absenkung der Sperrklauseln, eine Wahlaltersenkung auf 16 Jahre und die Einführung eines Ausländerwahlrechts. Zum heutigen Tag wurden 3.403 Unterschriften gesammelt. Weitere Informationen: www.besseres-wahlrecht.de  

( Klage gegen Unzulässigkeits-Entscheidung
( „Schluss mit Geheimverträgen - Wir Berliner wollen unser Wasser zurück"

Mitte Juni 2007 ist zusammen mit dem Hochschul- und Sparkassen-Volksbegehren, die beide inzwischen gescheitert sind, auch das Volksbegehren zur Wasserwirtschaft an den Start gegangen. Träger ist der Berliner Wassertisch als Mitglied des Berliner Bündnisses gegen Privatisierung. Er fordert die Einführung eines Gesetzes zur Publizitätspflicht im Bereich der Berliner Wasserwirtschaft. Langfristiges Ziel dieser Offenlegung ist es, rechtliche Voraussetzungen für eine Aufhebung der Teilprivatisierung der Berliner Wasserbetriebe zu schaffen. Am 1.2.2008 übergab die Initiative 38.600 Unterschriften; jedoch erklärte der Senat das Volksbegehren aus rechtlichen Gründen für unzulässig, da es gegen höherrangiges Recht verstoße. Es wurde angemahnt, dass der Gesetzentwurf auch die Offenlegung bereits bestehender Verträge fordere. Die Initiative will nun innerhalb von vier Wochen beim Berliner 

Verfassungsgericht Klage gegen die Nichtzulassung des Volksbegehrens einreichen. Weitere Informationen: www.berliner-wassertisch.net sowie www.unverkaeuflich.org 
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